
Rechtliche Aspekte der externen Unternehmensnachfolge 
Einführung in die rechtlichen Rahmenbedingungen  

Die rechtliche Absicherung ist ein wesentlicher Bestandteil des Nachfolgeprozesses, 
insbesondere für den Verkäufer. Eine präzise Vertragsgestaltung stellt sicher, dass 
der vereinbarte Kaufpreis vollständig und ohne nachträgliche Kürzungen ausgezahlt 
wird. Unklare Garantieklauseln oder unzureichend geregelte Mängelansprüche 
können den Kaufpreis gefährden und den finanziellen Spielraum des Verkäufers 
erheblich einschränken. Neben der wirtschaftlichen Absicherung seiner Zukunft steht 
für den Verkäufer oft die Bewahrung seines Lebenswerks im Vordergrund. 

Um diese Ziele zu erreichen, regelt der Kaufvertrag den Kaufpreis, die 
Zahlungsmodalitäten, die Übertragung des Kaufgegenstands  und den Umgang mit 
potenziellen Risiken. Ein besonderer Fokus liegt auf der Absicherung des Käufers 
gegen unvorhergesehene Forderungen, etwa aus übernommenen Verbindlichkeiten 
oder Altlasten.  

Herausforderungen bei externer Nachfolge 

Eine Unternehmensnachfolge mit einem externen Käufer bringt besondere 
Herausforderungen mit sich. Während der Verkäufer oftmals die Wahrung seines 
Lebenswerks wünscht, verfolgt der Käufer oft abweichende Ziele und Strategien. 
Diese Differenzen können sich auf die Übergangsphase und die zukünftige 
Entwicklung des Unternehmens auswirken. 

Die rechtliche Gestaltung der Nachfolge hilft dabei, solche Spannungen zu 
minimieren und klare Verhältnisse zu schaffen. Besonders in der Übergangszeit, in 
der der Verkäufer häufig beratend tätig bleibt, sind präzise Regelungen zu 
Kompetenzen, Verantwortlichkeiten und Weisungsbefugnissen unerlässlich. Dies 
unterstützt nicht nur die Kontinuität im Unternehmen, sondern schafft auch Sicherheit 
für Mitarbeiter und Geschäftspartner. 

Überblick über rechtliche Risiken und Komplexitäten 

Eine Unternehmensnachfolge ist mit zahlreichen rechtlichen Fragestellungen 
verbunden, die frühzeitig identifiziert und geregelt werden müssen. Zu den 
wesentlichen Aspekten zählen: 

· Verkäufer-Due-Diligence: Eine gründliche Prüfung des Unternehmens vor 
der Transaktion offenbart potenzielle Risiken, wie nachteilige Vertragsklauseln, 
steuerliche Verpflichtungen oder sozialversicherungsrechtliche Ansprüche. Oft 
lassen sich diese Risiken durch den Käufer noch beseitigen oder reduzieren. 
In jedem Fall führt sie zu einer realistischeren Kaufpreisvorstellung des 
Verkäufers. Durch die frühzeitige Klärung dieser Punkte lassen sich spätere 
Streitigkeiten vermeiden. 

· Käufer-Due-Diligence: wie vor, dient jedoch der Kaufpreisfindung und 
Absicherung des Käufers vor Risiken 

· Vertragsgestaltung: Der Kaufvertrag bildet die zentrale Grundlage der 
Unternehmensnachfolge. In ihm werden optimalerweise  die gegenseitigen 

Kommentiert [CS1]: Hier scheint noch etwas zu fehlen 



Interessen von Verkäufer und Käufer zur Deckung gebracht. Bei schlechten 
Kaufverträgen wird oft eine Seite „über den Tisch gezogen“ und geht unnötige 
Risiken ein. 

· Steuerliche und rechtliche Fallstricke: Steuerrechtliche Fragen sowie die 
Behandlung von Sozialversicherungsansprüchen beeinflussen nicht nur den 
Kaufpreis, sondern auch die Attraktivität des Unternehmens. Eine klare 
Dokumentation aller relevanten Punkte ist hier unerlässlich. 

Sorgfältige Planung und präzise vertragliche Regelungen minimieren Risiken, 
schaffen Klarheit und tragen maßgeblich zum Erfolg der Nachfolge bei. 

Gesellschaftsrechtliche Rahmenbedingungen 

Die Rechtsform eines Unternehmens beeinflusst maßgeblich die Gestaltung der 
Nachfolge. Jede Gesellschaftsform bringt spezifische Anforderungen mit sich, die bei 
der Planung und Umsetzung der Unternehmensübertragung berücksichtigt werden 
müssen. 

Ein Einzelunternehmen, das keine eigenständige juristische Person darstellt, kann 
nur über einen sogenannten Asset-Deal übertragen werden. Dabei müssen alle 
Vermögenswerte, Rechte und Verträge einzeln auf den Käufer übergehen, was einen 
erheblichen organisatorischen Aufwand darstellt. Besonders bei langfristigen 
Verträgen, wie Miet- oder Lieferverträgen, ist die Zustimmung der Vertragspartner 
erforderlich, was die Abwicklung erschweren kann. 

Anders gestaltet sich die Übertragung bei einer GmbH und 
Personengesellschaften wie der KG oder der OHG. Diese Rechtsformen 
ermöglichen eine Übertragung des Unternehmens durch einen Share-Deal, bei dem 
sämtliche Vermögenswerte, Verträge und Verbindlichkeiten in einem Schritt auf den 
Käufer übergehen. Dies macht die Abwicklung effizienter, birgt jedoch das Risiko, 
dass unerkannte Verbindlichkeiten oder Altlasten mitübernommen werden. Alternativ 
kann auch hier ein Asset-Deal in Betracht gezogen werden, der es dem Käufer 
erlaubt, problematische Vermögenswerte oder Verträge gezielt auszuschließen. 
Allerdings erfordert dies eine detaillierte und sorgfältige Planung, da auch hier die 
Zustimmung Dritter erforderlich sein kann. 

Die Entscheidung zwischen einem Share-Deal und einem Asset-Deal erfordert eine 
sorgfältige Abwägung der rechtlichen, steuerlichen und wirtschaftlichen Aspekte. 
Während der Share-Deal die Übertragung des Unternehmens als Ganzes ermöglicht, 
bietet der Asset-Deal die Flexibilität, nur ausgewählte Vermögenswerte zu 
übernehmen. Diese Flexibilität geht jedoch mit einem höheren administrativen 
Aufwand einher. 

Häufig enthalten die Gesellschaftsverträge Vorkaufsrechte oder 
Zustimmungserfordernisse, die den Verkauf von Anteilen einschränken können. Eine 
frühzeitige Abstimmung mit den Mitgesellschaftern und gegebenenfalls eine 
Anpassung des Gesellschaftsvertrags sind essenziell, um den Übergang zu 
erleichtern. Wird nur ein Teil der Gesellschaftsanteile verkauft, ist zudem 
sicherzustellen, dass der Käufer uneingeschränkte Entscheidungsfreiheit erhält. 



Insbesondere Sperrminoritäten im Gesellschaftsvertrag könnten diese 
beeinträchtigen und sollten daher rechtzeitig überarbeitet werden. 

Vertragsgestaltung bei der Unternehmensübertragung 

Die Vertragsgestaltung ist der Kern einer jeden Unternehmensübertragung. Sie legt 
die Grundlage für die rechtliche und wirtschaftliche Umsetzung und bestimmt den 
Verlauf der Transaktion maßgeblich. Die Kaufpreisgestaltung und die 
Zahlungsmodalitäten sind dabei entscheidende Bausteine. 

Ein fixer Festbetrag ist die gängigste Variante der Kaufpreisvereinbarung. Diese 
Methode bietet dem Verkäufer Planungssicherheit, da der Kaufpreis unabhängig von 
der weiteren Entwicklung des Unternehmens festgelegt wird. Voraussetzung hierfür 
ist eine stabile Ertragslage und eine nachvollziehbare Bewertung des Unternehmens. 

Eine Alternative stellt das Earn-Out-Modell dar. Hierbei wird ein Teil des Kaufpreises 
an die zukünftige wirtschaftliche Entwicklung des Unternehmens gekoppelt. Diese 
Option ist für Käufer attraktiv, da sie das Risiko der Transaktion teilweise vom 
Kaufzeitpunkt auf die zukünftige Unternehmensentwicklung verlagert. Für den 
Verkäufer ist diese Methode jedoch nicht risikofrei: Nach der Übergabe hat er keinen 
direkten Einfluss mehr auf die Geschäftsentwicklung, obwohl diese für die endgültige 
Kaufpreiszahlung entscheidend ist. 

Neben der Kaufpreisgestaltung sind die Zahlungsmodalitäten ein weiterer wichtiger 
Bestandteil des Kaufvertrags. Häufig wird der Kaufpreis nicht in einer Summe 
gezahlt, sondern auf unterschiedliche Arten gestaffelt, um den finanziellen Spielraum 
des Käufers zu berücksichtigen. 

· Ratenzahlungen ermöglichen es dem Käufer, den Kaufpreis über einen 
längeren Zeitraum in Teilbeträgen zu leisten. Damit verbunden ist jedoch die 
Notwendigkeit, vertragliche Sicherheiten zu schaffen, etwa durch Verzinsung 
und klare Fälligkeitsregelungen. 

· Verkäuferdarlehen stellen eine weitere häufig genutzte Option dar. Hierbei 
gewährt der Verkäufer dem Käufer eine Finanzierung, indem ein Teil des 
Kaufpreises als Darlehen ausgestaltet wird. Diese Variante erfordert eine 
präzise Regelung der Besicherung und Tilgungsmodalitäten, um die Rechte 
des Verkäufers abzusichern. 

Die Wahl der Kaufpreisstruktur und der Zahlungsmodalitäten hängt von den 
individuellen Gegebenheiten der Transaktion ab.  

 

Übergabe und Verantwortungsabgrenzung 

Die Übergabe eines Unternehmens ist ein zentraler Bestandteil des 
Nachfolgeprozesses und erfordert klare vertragliche Regelungen. Dabei geht es nicht 
nur um die Übertragung von Vermögenswerten und Rechten, sondern auch um die 
Abgrenzung von Verantwortlichkeiten und die Gestaltung der Übergangsphase 
zwischen Verkäufer und Käufer.  



Ein wichtiger Aspekt ist die Verantwortungsübergabe, insbesondere wenn der 
Verkäufer für eine Übergangszeit im Unternehmen verbleibt. Der Kaufvertrag regelt in 
solchen Fällen präzise, welche Aufgaben und Befugnisse der Verkäufer während 
dieser Phase übernimmt und wie weitreichend der Einfluss des Käufers bereits ist. 
Essenziell ist dabei: 

· Abgrenzung der Entscheidungsbefugnisse: Klare Regelungen verhindern, 
dass es zu Überschneidungen oder Konflikten kommt. Der Verkäufer kann 
beratend tätig sein, sollte jedoch nicht mehr in operative Entscheidungen 
eingreifen, die bereits in den Verantwortungsbereich des Käufers fallen. 

· Weisungsbefugnisse: Der Vertrag definiert, inwieweit der Käufer dem 
Verkäufer Weisungen erteilen kann, insbesondere bei einer noch bestehenden 
Tätigkeit des Verkäufers. Diese Klarheit schützt beide Seiten vor 
Missverständnissen und juristischen Unstimmigkeiten. Eine Einigung hierüber 
im Vorfeld verhindert zudem, dass unvereinbare Vorstellungen den Erfolg der 
Übergabephase gefährden. 

Sozialversicherungsrechtliche Fragen sind ein weiterer sensibler Punkt bei der 
Übergabe. Verbleibt der Verkäufer im Unternehmen, etwa als Berater oder in einer 
anderen Rolle, kann er sozialversicherungspflichtig werden. Maßgeblich hierfür ist 
die Weisungsgebundenheit und die tatsächliche Eingliederung in den Betrieb. Der 
Kaufvertrag sollte daher auch diese Aspekte regeln, einschließlich eines 
Statusfeststellungsverfahrens, um spätere Streitigkeiten mit 
Sozialversicherungsträgern zu vermeiden. 

Ein nicht zu unterschätzender Faktor sind Pensionsrückstellungen, die vor allem 
bei einem Share-Deal vollständig auf den Käufer übergehen. Diese langfristigen 
Verpflichtungen können den Kaufpreis erheblich mindern und stellen für den Käufer 
ein finanzielles Risiko dar. Bei besonders hohen Pensionsverpflichtungen droht sogar 
eine Gefährdung der gesamten Transaktion. Um diese Risiken einzugrenzen, bieten 
sich verschiedene vertragliche Lösungen an: 

· Einmalige Ablösung: Der Verkäufer zahlt eine festgelegte Summe, um 
bestehende Pensionsverpflichtungen zu reduzieren oder vollständig zu 
begleichen. 

· Ausgleichsklauseln: Der Verkäufer verpflichtet sich, etwaige 
Unterdeckungen auszugleichen, die zum Stichtag der Übertragung bestehen. 

· Auslagerung auf Rentnergesellschaft: Der Verkäufer überträgt die 
Pensionsverbindlichkeiten im Wege der Abspaltung auf eine andere 
Gesellschaft. 

 

Vertragsbausteine für eine erfolgreiche Übertragung 

Ein Kaufvertrag muss sicherstellen, dass alle relevanten Vermögenswerte, Rechte 
und Pflichten eindeutig übertragen werden. Dabei folgt die Gestaltung einer 
logischen Reihenfolge, die alle wesentlichen Aspekte einer 
Unternehmensübertragung abdeckt. 



Bei einem Asset-Deal regelt der Vertrag die Übertragung des Betriebsvermögens. 
Hierzu zählen sowohl materielle als auch immaterielle Werte, die für den Betrieb 
unerlässlich sind: 

· Sachwerte: Maschinen, Fahrzeuge, technische Anlagen und andere 
physische Vermögensgegenstände. Diese werden entweder einzeln oder als 
Gesamtheit im Vertrag beschrieben. 

· Finanzielle Vermögenswerte: Bankguthaben, Forderungen und sonstige 
liquide Mittel. Der Vertrag klärt, wie mit offenen Forderungen oder 
Verbindlichkeiten umgegangen wird, beispielsweise durch Abgrenzungen zum 
Stichtag. 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Übertragung von Intellectual Property (IP). 
Geistige Eigentumsrechte haben oft einen erheblichen Wert und erfordern klare 
Regelungen: 

· Marken und Patente, die für das Unternehmen registriert oder genutzt werden, 
gehen vollständig auf den Käufer über. 

· Urheberrechte an Software, Texten oder anderen geschützten Werken werden 
ebenfalls übertragen, sofern sie Teil des Unternehmenswerts sind. 

· Lizenzen und Nutzungsrechte werden im Vertrag spezifiziert, einschließlich 
möglicher Zustimmungserfordernisse der Lizenzgeber. 

Beim Share-Deal werden nur die Gesellschaftsanteile übertragen. Der Verkäufer 
garantiert jedoch, dass die entsprechenden Assets im Eigentum der Gesellschaft 
stehen. 

Besondere Aufmerksamkeit erfordern Miet- und Pachtverträge. Deren Übertragung  
sind oft an die Zustimmung des Vermieters gebunden und müssen rechtlich 
abgesichert werden: 

· Der Verkäufer verpflichtet sich, die Zustimmung des Vermieters zur 
Vertragsübertragung einzuholen. 

· Bestehende Laufzeiten, Kündigungsfristen und besondere Vereinbarungen mit 
dem Vermieter werden vollständig im Vertrag dokumentiert. 

Haftungsfragen und Garantien 

Haftungsfragen und Garantien spielen eine zentrale Rolle bei der 
Unternehmensübertragung. Sie regeln, wie Risiken zwischen Verkäufer und Käufer 
verteilt werden, und schützen beide Parteien vor unvorhergesehenen Belastungen. 
Ein gut ausgearbeiteter Vertrag schafft Sicherheit und minimiert das Konfliktpotenzial. 

Ein wesentlicher Punkt sind die Haftungsausschlüsse und -begrenzungen. Diese 
bieten dem Verkäufer Schutz vor nachträglichen Ansprüchen, während sie dem 
Käufer die notwendige Absicherung geben. Dabei ist auf folgende Aspekte 
besonders zu achten: 

· Eindeutige Definition der Haftungsbereiche: Der Verkäufer haftet in der 
Regel nur für unvollständige oder falsche Angaben, die er vor der Übergabe 



gemacht hat. Eine persönliche Haftung aus seiner früheren Tätigkeit als 
Geschäftsführer wird oft ausgeschlossen. 

· Begrenzung spezifischer Risiken: Für Umweltbelastungen, steuerliche 
Risiken oder Altlasten können vertragliche Haftungssummen festgelegt und 
zeitliche Grenzen vereinbart werden. Dies reduziert Unsicherheiten und macht 
die Haftung kalkulierbar. 

Bilanz- und Eigenkapitalgarantien sind essenziell, um dem Käufer Sicherheit über 
den finanziellen Zustand des Unternehmens zu geben. Die Bilanzgarantie –als eine 
Catch-all-Klausel – stellt sicher, dass die vorgelegte Bilanz vollständig und korrekt ist. 
Sollte es zu Abweichungen kommen, etwa durch nicht offengelegte Verbindlichkeiten, 
verpflichtet sich der Verkäufer zu Ausgleichszahlungen. Ergänzend garantieren 
Eigenkapitalklauseln, dass das Eigenkapital des Unternehmens einen vereinbarten 
Mindestwert erreicht. Auch hier muss der Verkäufer finanziell einstehen, wenn dieser 
Wert unterschritten wird. Die Bilanz- und Eigenkapitalgarantien können so 
ausgestaltet werden, dass sie auch beiden Vertragsparteien zum Zeitpunkt des 
Vertragsschusses unbekannte Verbindlichkeiten und Risiken aus der Vergangenheit 
erfassen. 

Ein weiteres zentrales Thema ist die Risikoverteilung. Der Vertrag regelt, welche 
Partei für bestehende oder potenzielle Risiken einzustehen hat und in welcher Höhe: 

· Freistellungsklauseln: Der Verkäufer übernimmt die Haftung für bekannte 
Risiken wie laufende Rechtsstreitigkeiten, während der Käufer für vertraglich 
offengelegte Belastungen verantwortlich ist. 

· Praktische Regelungen: Rückstellungen für offene Urlaubsansprüche oder 
Überstunden werden detailliert festgelegt, um Nachforderungen vorzubeugen. 
Auch Risiken aus möglichen Scheinselbstständigkeiten können durch 
vertragliche Deckelungen begrenzt werden. 

· Käufer-Due-Diligence: Risiken, die bei einer solchen für den Käufer  
erkennbar waren, werden in der Regel von der Haftung des Verkäufers 
ausgenommen. Diese sollte daher sorgfältig erfolgen. 

Durch eine ausgewogene Gestaltung der Haftungs- und Garantievereinbarungen 
entstehen klare Verhältnisse, die das Vertrauen zwischen den Parteien stärken und 
den Erfolg der Transaktion sicherstellen. 

Steuerliche Klauseln im Kontext rechtlicher Garantien 

Steuerliche Klauseln sind ein wesentlicher Bestandteil des Kaufvertrags, da sie die 
Verteilung steuerlicher Risiken zwischen Käufer und Verkäufer regeln. Diese 
Regelungen dienen nicht nur dem Schutz der Vertragsparteien vor 
unvorhergesehenen Belastungen, sondern eröffnen auch Möglichkeiten zur 
Optimierung. 

 

Behandlung von Steuerverbindlichkeiten im Übernahmevertrag 



Ein Kaufvertrag sollte klar regeln, wie mit bestehenden und potenziellen 
Steuerverbindlichkeiten umzugehen ist. Dabei sind insbesondere Haftungsklauseln 
und Freistellungen zentrale Instrumente: 

· Steuerliche Haftungsklauseln: Der Verkäufer haftet für Steuerrisiken, die vor 
dem Stichtag der Übergabe entstanden sind, es sei denn, diese wurden 
vollständig offengelegt und vereinbart. 

· Freistellungsklauseln: Diese regeln, dass der Verkäufer den Käufer von 
steuerlichen Nachforderungen freistellt, die auf den Zeitraum vor der 
Übertragung zurückzuführen sind. 

· Verrechnungsmöglichkeiten: Der Vertrag kann festlegen, dass etwaige 
Steuererstattungen oder -gutschriften zur Deckung zukünftiger Steuerrisiken 
genutzt werden. 

Optimierungsansätze zur Minimierung steuerlicher Risiken 

Eine sorgfältige Gestaltung steuerlicher Klauseln bietet nicht nur Schutz, sondern 
auch Ansätze zur steuerlichen Optimierung. Dabei geht es insbesondere um die 
Integration von Freistellungen und die klare Abgrenzung zwischen alten und neuen 
Steuerpflichten: 

· Freistellungen für steuerliche Nachforderungen: Diese werden in den 
Kaufvertrag integriert, um den Käufer vor Steuernachforderungen zu schützen, 
die auf den Zeitraum vor der Übertragung zurückzuführen sind. 

· Abgrenzung zu künftigen Steuern: Der Verkäufer haftet nur für 
Steuerpflichten, die bis zum Übertragungsstichtag entstanden sind. Künftige 
Steuern, die durch den Betrieb des Unternehmens nach der Übertragung 
entstehen, werden vollständig dem Käufer zugeordnet. 

· Möglichkeiten der Nachversteuerung: Falls bestimmte 
Steuerverpflichtungen erst nach der Übergabe festgestellt werden, kann der 
Verkäufer verpflichtet werden, Nachversteuerungen zu tragen. 

Sozialversicherungsrechtliche Auswirkungen bei Übertragungen 

Neben steuerlichen Fragen sind auch sozialversicherungsrechtliche Verpflichtungen 
ein bedeutender Faktor bei der Unternehmensübertragung. Der Kaufvertrag sollte 
regeln, wie mit offenen Beiträgen oder potenziellen Nachforderungen umgegangen 
wird: 

· Haftung für bestehende Sozialversicherungsverbindlichkeiten des 
Unternehmens liegt typischerweise beim Verkäufer. Diese Verpflichtungen 
können vertraglich durch Freistellungsklauseln oder Rückstellungen 
abgesichert werden. 

· Offene Beiträge und laufende Prüfungen sollten transparent offengelegt 
werden, um spätere Konflikte zu vermeiden. 

 

Arbeitsrechtliche und regulatorische Rahmenbedingungen 



Arbeitsrechtliche und regulatorische Fragestellungen sind bei einer 
Unternehmensübertragung von zentraler Bedeutung. Sie beeinflussen nicht nur den 
rechtlichen Rahmen, sondern auch die praktische Umsetzung der Transaktion. Eine 
unzureichende Beachtung dieser Aspekte kann zu erheblichen rechtlichen und 
finanziellen Risiken führen. 

Arbeitsrechtliche Aspekte bei der Unternehmensübertragung 

Ein zentraler Punkt im Arbeitsrecht ist der Betriebsübergang nach § 613a BGB, der 
sicherstellt, dass bestehende Arbeitsverhältnisse beim Übergang eines 
Unternehmens auf den Käufer erhalten bleiben. Dabei treten Käufer automatisch in 
die Rechte und Pflichten des bisherigen Arbeitgebers ein. Allerdings gibt es hierbei 
einige häufig übersehene Risiken: 

· Unterrichtung der Arbeitnehmer: Der Gesetzgeber verlangt eine 
rechtzeitige und umfassende Information der Belegschaft über den 
Betriebsübergang. Fehlerhafte oder unzureichende Unterrichtungen können 
dazu führen, dass Arbeitnehmer der Übertragung widersprechen. Dies kann 
nicht nur die operative Kontinuität gefährden, sondern auch rechtliche 
Konsequenzen nach sich ziehen. 

Zusätzlich sollten Regelungen zu bestehenden Betriebsvereinbarungen und 
Tarifverträgen geprüft werden, da diese nach einem Betriebsübergang weiterhin 
gelten können und möglicherweise angepasst werden müssen. 

Branchenspezifische Regelungen und Genehmigungspflichten 

In stark regulierten Branchen unterliegt die Unternehmensübertragung besonderen 
Anforderungen, die im Kaufvertrag berücksichtigt werden müssen. Zu den typischen 
branchenspezifischen Aspekten zählen: 

· Genehmigungspflichten: In Branchen wie dem Handwerk, der 
Finanzwirtschaft oder dem Gesundheitswesen kann die Übertragung eines 
Unternehmens von behördlichen Genehmigungen abhängen. Beispielsweise 
erfordert die Übertragung einer handwerksrechtlichen Zulassung die 
Einhaltung spezifischer Vorgaben, wie etwa den Nachweis eines 
Handwerksmeisters. 

· Branchenspezifische Besonderheiten: Unternehmen in regulierten 
Sektoren müssen sicherstellen, dass bestehende Betriebserlaubnisse oder 
Lizenzen weiterhin gültig bleiben oder auf den Käufer übertragen werden 
können. Die Nichteinhaltung solcher Anforderungen kann die gesamte 
Transaktion gefährden. Beim Asset-Deal ist zu beachten, dass öffentlich-
rechtliche Konzessionen oft nicht übertragbar sind und vom Käufer neu 
beantragt werden müssen. 

Wettbewerbsverbot: Insbesondere bei kleineren Unternehmen ist ein 
Wettbewerbsverbot für den Verkäufer essentiell, um den Wert des erworbenen 
Unternehmens für den Käufer zu sichern. Wettbewerbsverbote unterliegen jedoch 
engen rechtlichen Schranken, damit die rechtswirksam sind. 

Vertragsprüfung und Nachverhandlungen 



Die Vertragsprüfung und Nachverhandlungen sind entscheidende Phasen der 
Unternehmensübertragung. Sie dienen nicht nur der Absicherung rechtlicher und 
wirtschaftlicher Interessen, sondern legen auch die Grundlage für eine erfolgreiche 
Transaktion. Dabei geht es nicht nur um das Erkennen von Schwachstellen im 
Vertrag, sondern auch um deren gezielte Behebung und die Vorbereitung auf das 
Closing. 

Der Prozess der Vertragsprüfung 

Eine detaillierte Prüfung des Vertrags durch spezialisierte Rechtsanwälte hilft, dass 
alle Vereinbarungen rechtssicher und wirtschaftlich ausgewogen sind. Dabei werden 
zentrale Aspekte des Vertrags analysiert: 

· Rechtliche Konsistenz: Der Vertrag muss mit den geltenden gesetzlichen 
Regelungen im Einklang stehen. Dabei werden insbesondere  ein 
Wettbewerbsverbot, branchenspezifische Gesetze, Steuerrecht und 
arbeitsrechtliche Vorschriften berücksichtigt. 

· Risikopositionen: Rechtsanwälte prüfen, ob Haftungs- und 
Garantievereinbarungen unklare Formulierungen enthalten, die potenziell 
nachteilige Auslegungen ermöglichen. Insbesondere bei Bilanzgarantien, 
Eigenkapitalklauseln und steuerlichen Freistellungen wird auf Präzision 
geachtet. 

· Plausibilität und Durchführbarkeit: Der Vertrag wird darauf geprüft, ob alle 
Regelungen in der Praxis umsetzbar sind. Dazu gehört die Überprüfung, ob 
beispielsweise Zahlungspläne mit den finanziellen Möglichkeiten des Käufers 
harmonieren oder Übergaberegelungen zeitlich realistisch sind. 

· Vollständigkeit: Fehlende Regelungen, wie etwa zu Übergaberechten von 
Lizenzen, Betriebsstätten oder Pensionsrückstellungen, werden identifiziert 
und ergänzt. Ein unvollständiger Vertrag kann im Nachhinein rechtliche 
Lücken und Streitigkeiten nach sich ziehen. 

Nachverhandlungen: Sicherstellung der Interessen 

Im Anschluss an die Vertragsprüfung werden die festgestellten Schwachstellen oder 
Unklarheiten in Nachverhandlungen adressiert. Hierbei ist auf einen gewissen 
Pragmatismus der eingeschalteten Anwälte zu achten. Manchmal werden Risiken 
von diese überbetont und kann die Unternehmensnachfolge daran scheitern.  

Diese Phase bietet die Möglichkeit, den Vertrag weiter zu optimieren und die 
Interessen beider Parteien zu sichern: 

· Anpassungen von Haftungs- und Garantievereinbarungen: 
Nachverhandlungen können genutzt werden, um Haftungsobergrenzen oder 
Garantiezeiträume neu zu definieren. Käufer versuchen häufig, umfangreiche 
Garantien durchzusetzen, während Verkäufer diese auf ein Minimum 
begrenzen möchten. 

· Klärung unvollständiger Regelungen: Übergangsphasen, 
Weisungsbefugnisse oder der Umgang mit steuerlichen Nachforderungen sind 
typische Themen, die in dieser Phase genauer ausgestaltet werden. 



· Finanzielle Neuverhandlungen: Insbesondere bei der Entdeckung neuer 
Risiken durch Due-Diligence-Prüfungen kann es zu Anpassungen des 
Kaufpreises oder zu neuen Zahlungsmodalitäten kommen. 

 

 

Closing: Abschluss der Transaktion 

Das Closing markiert den formellen Abschluss der Unternehmensübertragung und ist 
der letzte Schritt im Prozess. Hier wird sichergestellt, dass: 

· alle vereinbarten Bedingungen erfüllt wurden, darunter Genehmigungen, 
behördliche Freigaben und Zustimmungen von Vertragspartnern; 

· die Übertragung der Vermögenswerte, Rechte und Verbindlichkeiten 
ordnungsgemäß dokumentiert ist; 

· der Kaufpreis vollständig oder gemäß der vereinbarten Modalitäten gezahlt 
wurde. 

Ein durchdachter und präzise geprüfter Vertrag bildet die Grundlage für ein 
erfolgreiches Closing. Dabei trägt eine abschließende juristische Prüfung des 
Vertrags dazu bei, spätere Streitigkeiten oder Rechtsunsicherheiten zu vermeiden. 

Mögliche Konfliktpunkte und Nachverhandlungen 

Auch nach Abschluss eines Kaufvertrags können Konflikte auftreten, die eine erneute 
Verhandlung oder Ergänzung des Vertrags erforderlich machen. Typische 
Streitpunkte ergeben sich oft aus unklaren Regelungen, nicht erfüllten 
Verpflichtungen oder unvorhergesehenen Entwicklungen. Eine strategische 
Herangehensweise und der Einsatz geeigneter Lösungsmechanismen helfen, diese 
Konflikte effizient zu bewältigen. 

Typische Streitpunkte und Optionen zur Nachverhandlung 

Konflikte entstehen häufig in den folgenden Bereichen: 

· Garantien und Haftungsfragen: Nachträgliche Entdeckung von 
Verbindlichkeiten oder Altlasten kann zu Streitigkeiten führen, insbesondere 
wenn Garantie- oder Freistellungsklauseln unklar formuliert sind. 

· Kaufpreisregelungen: Earn-Out-Modelle oder andere variable 
Kaufpreisbestandteile bieten oft Anlass zu Meinungsverschiedenheiten, etwa 
wenn die zugrunde liegenden Unternehmenszahlen oder Ziele umstritten sind. 

· Übergangsregelungen: Unklare Vereinbarungen zur Weisungsbefugnis des 
Verkäufers oder zur Dauer seiner Tätigkeit im Unternehmen können 
Spannungen erzeugen. 

Nachverhandlungen bieten die Möglichkeit, solche Streitpunkte zu lösen und den 
Vertrag anzupassen. Dabei können Kompromisse oder Zusatzvereinbarungen 
erarbeitet werden, um die Interessen beider Seiten zu wahren. Diese Phase erfordert 



nicht nur rechtliche, sondern auch kommunikative Fähigkeiten, um eine Eskalation zu 
vermeiden. 

Lösungsmechanismen bei Konflikten 

Effektive Mechanismen zur Konfliktbewältigung sind: 

· Mediation: Eine neutrale, externe Partei vermittelt zwischen den 
Vertragsparteien, um eine einvernehmliche Lösung zu finden. Mediation ist 
kostengünstig und fördert eine kooperative Atmosphäre. 

· Schiedsverfahren: Bei komplexen oder größeren Streitigkeiten wird häufig 
ein Schiedsverfahren vereinbart. Diese Methode bietet eine verbindliche 
Entscheidung durch ein Schiedsgericht und vermeidet lange 
Gerichtsverfahren. 

· Zusatzvereinbarungen: Durch Ergänzungen zum Vertrag können spezifische 
Probleme, etwa bei der Abwicklung offener Punkte, klar geregelt werden, ohne 
den gesamten Vertrag neu zu verhandeln. 

Unabhängige Prüfungen zur Sicherstellung der Vertragseinhaltung 

Zur Absicherung und Überwachung der vertraglichen Regelungen sind unabhängige 
Prüfungen ein wichtiges Instrument. Sie bieten nicht nur Schutz vor 
Vertragsverletzungen, sondern stärken auch das Vertrauen zwischen den Parteien. 

Vertragsüberwachung 

Bereits während der Due-Diligence-Phase hat der Käufer die Möglichkeit, das 
Unternehmen und dessen Vertragsstruktur zu überprüfen. Nach Vertragsabschluss 
wird oft eine regelmäßige Überwachung der Einhaltung zentraler Vertragsklauseln 
eingerichtet: 

· Praktische Bedeutung von Prüfungsgutachten: Zertifizierungen und 
Beweisgutachten helfen, die Erfüllung wesentlicher Vertragsbedingungen zu 
dokumentieren. Diese Gutachten sind besonders wichtig für variabel 
gestaltete Kaufpreisvereinbarungen oder Garantien. 

· Vertragsüberwachungen: Externe Prüfungen können sicherstellen, dass 
beispielsweise Bilanzgarantien eingehalten oder Übergabeverpflichtungen 
erfüllt werden. Sie schützen beide Seiten vor unerwarteten Streitigkeiten. 

Erfahrungen aus der Praxis zur Konfliktvermeidung 

Die Praxis zeigt, dass die sorgfältige Dokumentation und Überwachung von 
Vertragsverpflichtungen potenzielle Konflikte erheblich reduziert. Unternehmen, die 
unabhängige Gutachten oder Prüfstellen einsetzen, berichten von deutlich 
geringeren Streitigkeiten nach der Übergabe. Solche Maßnahmen schaffen nicht nur 
Sicherheit, sondern fördern auch eine langfristige Zusammenarbeit zwischen Käufer 
und Verkäufer. 

Fazit 



Eine erfolgreiche Unternehmensnachfolge erfordert eine vorherige fundierte Prüfung 
des Unternehmens, die sämtliche Aspekte der Transaktion abdeckt. eine 
durchdachte Vertragsgestaltung schafft Klarheit über zentrale Punkte wie Haftung, 
Garantien und Übergabemodalitäten und minimiert das Risiko von Konflikten. 

Die rechtlichen Kernelemente – von der Gestaltung der Kaufpreisvereinbarung über 
arbeitsrechtliche und branchenspezifische Anforderungen bis hin zu steuerlichen 
Klauseln – gewährleisten eine transparente und abgesicherte Umsetzung. Dabei ist 
es entscheidend, individuelle Interessen auszugleichen und potenzielle 
Schwachstellen frühzeitig zu adressieren. 

Für Käufer und Verkäufer bietet eine umfassende rechtliche Prüfung und 
Absicherung nicht nur Sicherheit, sondern auch die Grundlage für eine 
vertrauensvolle Zusammenarbeit und eine reibungslose Übergabe. 

 

 

 

 

 

 

 


